
Kritikos, Alexander; Kriwoluzky, Alexander

Article

Die demokratische Mitte ist den populistischen Parteien
nicht hilflos ausgeliefert

DIW Wochenbericht

Provided in Cooperation with:
German Institute for Economic Research (DIW Berlin)

Suggested Citation: Kritikos, Alexander; Kriwoluzky, Alexander (2024) : Die demokratische Mitte
ist den populistischen Parteien nicht hilflos ausgeliefert, DIW Wochenbericht, ISSN 1860-8787,
Deutsches Institut für Wirtschaftsforschung (DIW), Berlin, Vol. 91, Iss. 37, pp. 588-,
https://doi.org/10.18723/diw_wb:2024-37-3

This Version is available at:
https://hdl.handle.net/10419/304358

Standard-Nutzungsbedingungen:

Die Dokumente auf EconStor dürfen zu eigenen wissenschaftlichen
Zwecken und zum Privatgebrauch gespeichert und kopiert werden.

Sie dürfen die Dokumente nicht für öffentliche oder kommerzielle
Zwecke vervielfältigen, öffentlich ausstellen, öffentlich zugänglich
machen, vertreiben oder anderweitig nutzen.

Sofern die Verfasser die Dokumente unter Open-Content-Lizenzen
(insbesondere CC-Lizenzen) zur Verfügung gestellt haben sollten,
gelten abweichend von diesen Nutzungsbedingungen die in der dort
genannten Lizenz gewährten Nutzungsrechte.

Terms of use:

Documents in EconStor may be saved and copied for your personal
and scholarly purposes.

You are not to copy documents for public or commercial purposes, to
exhibit the documents publicly, to make them publicly available on the
internet, or to distribute or otherwise use the documents in public.

If the documents have been made available under an Open Content
Licence (especially Creative Commons Licences), you may exercise
further usage rights as specified in the indicated licence.

https://www.econstor.eu/
https://www.zbw.eu/
http://www.zbw.eu/
https://doi.org/10.18723/diw_wb:2024-37-3%0A
https://hdl.handle.net/10419/304358
https://www.econstor.eu/
https://www.leibniz-gemeinschaft.de/


588 DIW Wochenbericht Nr. 37/2024

KOMMENTAR

DOI: https://doi.org/10.18723/diw_wb:2024-37-3

Es kam, wie es kommen musste. Statt auf die Erfolge der popu

listischen Parteien AfD und BSW bei den Europawahlen im Juni 

zu reagieren, wurde das Ergebnis von der Regierungskoalition 

als Zeichen für ein kräftiges „Weiter so“ gewertet. Die Quittung 

gab es bei den Landtagswahlen in Thüringen und Sachsen. 

AfD und BSW sind wieder die großen Wahlgewinner. Nach dem 

Wahlschock folgte der eigentliche Schrecken: die Reaktion 

der Ampelkoali tion. Während die SPD ihre Politik den Wählen

den noch besser erklären möchte, verharren die Grünen bei 

ökologischen Ver änderungen beim „Weiter so wie bisher“. Die 

FDP plädiert hin gegen dafür, „die Probleme zu lösen“. Welche 

Probleme und welche Lösungen gemeint sind, blieb offen.

Diese Haltung wird nicht helfen, die demokratische Mitte im 

 Osten zu stärken – im Gegenteil. Denn den meisten Wählenden 

ist es offensichtlich egal, ob die AfD als gesichert rechtsextre

mistisch eingestuft wird. Viele „sind wütend, dass nichts passiert, 

dass neben die (von ihnen nicht gewollten) Veränderungen 

einfach die Verwaltung des Verfalls und leere bloß symbolische 

Reden getreten seien“, schrieb kürzlich der Philosoph Michael 

Hampe. Wenn in den nächsten fünf Jahren in diesen Ländern 

kein Politikwechsel stattfindet, wird die AfD bei den folgenden 

Landtagswahlen zur ausschlaggebenden Partei werden.

Wie könnte eine geeignete Politik in diesen Regionen aussehen, 

um die Parteien der demokratischen Mitte zu stärken? Unsere 

Studie am DIW Berlin hat sich mit den regionalen Merkmalen 

auseinandergesetzt, in denen AfD und BSW besonders viel 

Zu spruch erfahren. Demnach sind sie in Regionen stark, die ent

weder durch Überalterung bei gleichzeitig niedrigem Anteil an 

Abiturient*innen oder durch ein niedriges durchschnittliches 

Haushaltskommen gekennzeichnet sind, also in Regionen mit 

geringen wirtschaftlichen Perspektiven.

Aus diesen Resultaten lassen sich Politikmaßnahmen ableiten. 

Mit individueller Sozialpolitik – Erhöhung von Mindestlohn 

und Bürgergeld – lässt sich auf strukturelle Herausforderungen 

jedenfalls nicht wirkungsvoll antworten. Die Politik muss viel

mehr versuchen, die negativen Ausprägungen dieser Struktur

merkmale in den betroffenen Regionen zu reduzieren. Drei 

Politikvorschläge lassen sich daraus ableiten: Investi tionen, 

Investitionen und Investitionen. Erstens: Investitionen in Schu

len und Universitäten. Dazu gehört die materielle Ausstattung, 

aber auch die Ausbildung der Lehrenden. Gut ausgebildete 

Arbeitskräfte sind von jeher einer der bestimmenden Stand

ortfaktoren. Gute Universitäten ziehen zudem junge Menschen 

an und helfen so, die negative demographische Entwicklung 

umzukehren. Zweitens: Investitionen in Wohnungen und 

öffentlichen Nahverkehr. Günstiger Wohnraum zusammen mit 

einer guten Anbindung ist ein wichtiger Faktor, wenn Men

schen sich überlegen, wo sie hinziehen. Drittens: Investitionen 

in die lokale öffentliche Infrastruktur, zum Beispiel Polizeista

tionen, Kran kenhäuser, Bürgerämter, Parks und Freibäder. Das 

Schaffen von  öffentlichem Raum, der als sicher empfunden 

wird, schwächt die Faktoren, die mit den Wahlerfolgen der AfD 

zusammenhängen. Denn die öffentliche Infrastruktur wur

de – trotz aller Transfers in den Osten – gerade in denjenigen 

Regionen abgebaut, die von starker Abwanderung geprägt sind. 

Genau diese Entscheidungen haben die Wut der dort gebliebe

nen Menschen befördert.

Werden diese Politikmaßnahmen von den Parteien der demo

kratischen Mitte angestoßen, wird sich das für sie auch an 

der Wahlurne auszahlen. Die Frage bleibt, wie diese Maßnah

men  finanziert werden. Neben Steuererhöhungen steht die 

Forderung im Raum, konsumtive Ausgaben herunterzufahren. 

Ansonsten bleiben neue Schulden. Hierbei müssen sämtliche 

demokratischen Parteien Möglichkeiten schaffen, die Schul

denbremse für solche Investitionen auszusetzen. Wie schnell 

eine Zweidrittelmehrheit der demokratischen Parteien weg sein 

kann, haben wir gerade in Thüringen und Sachsen erlebt. Die 

gute Nachricht ist, dass Deutschland eines der am geringsten 

verschuldeten Länder ist. Im Zweifel müssen sich die Schulden

bremser vor Augen führen, dass eine populistische oder gar 

faschistische Regierung dem Land teurer zu stehen kommt.
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